
Messgeräte ablesen oder die Größe der Wohnung ermitteln
sollen.21

VI. Periodisches Betretungsrecht
Strittig – sowohl in der Rechtsprechung22 als auch in der
Literatur23 – ist die Frage, ob Vermietern ein periodisches
Betretungsrecht an Mietwohnungen ohne besonderen Anlass
zusteht.

Teilweise wird ein solches unter Verweis auf die Pflicht
eines Mieters gem. § 536 c I BGB, dem Vermieter Mängel
unverzüglich anzuzeigen, und die Garantie der Unverletzlich-
keit der Wohnung Art. 13 I und II GG abgelehnt.24 Durch
diese Regelungen sei die „Geheimsphäre“ eines Mieters ge-
schützt, die durch eine anlassunabhängige regelmäßige Besich-
tigung unzumutbar beeinträchtigt würde.25

Allerdings erlegt der Gesetzgeber dem Vermieter mit den
§§ 536 ff. BGB umfangreiche Einstandspflichten auf, die im
Wesentlichen von der Beschaffenheit des Mietobjektes abhän-
gen. Insoweit ist ein Vermieter zu einer regelmäßigen Über-
prüfung der im ausschließlichen Besitz des Mieters befindli-
chen Räume zwar nicht verpflichtet, doch gehen auch ver-
borgene Mängel an den vermieteten Objekten und den Instal-
lationen zu seinen Lasten.

Mit dieser Einstandpflicht muss jedoch das Recht eines Ver-
mieters korrespondieren, in periodischen Zeitabständen auch
die Beschaffenheit desMietobjektes überprüfen zu können, um
präventiv einemmöglichen Schadensereignis oder einer weiter-
gehenden – aus Sicht desMieters möglicherweise zunächst irre-
levanten –Schadensverstärkung entgegenwirken zukönnen.

Dieses Recht erübrigt sich auch nicht im Hinblick auf die
Hinweispflichten des Mieters nach § 545 BGB, da sich diese
nur auf offensichtliche Mängel erstrecken und keine Prü-
fungspflicht auf Seiten des Mieters besteht. Darüber hinaus
gibt es auf Seiten eines Vermieters auch keine Gewissheit
dahingehend, dass ein Mieter seiner Anzeigepflicht nach-
kommt und einen durch ihn möglicherweise verursachten
Schaden finanziell tragen kann.26

Berücksichtigt man diese Aspekte und zieht auch das Scha-
denspotential auf Seiten des Mieters in diese Überlegungen
mit ein, so liegt eine Überprüfung der Mietwohnung auf
mögliche Mängel und Gefahren gerade auch im wohlverstan-
denen Interesse des Mieters und ist somit gerechtfertigt.27
Damit kann ein Vermieter, auch wenn ihm keine Mängel oder

Schäden gemeldet werden oder solche aus sonstigen Gründen
zu befürchten sind, etwa alle zwei Jahre von seinem Recht
Gebrauch machen, die Mietwohnung zu besichtigen.

C. DURCHFÜHREN DES BESUCHS
Soweit das Recht des Vermieters, die Wohnung des Mieters zu
betreten bejaht wurde, ist dieses jedoch vielfältigen Einschrän-
kungen unterworfen. So hat eine frühzeitige Ankündigung
des Besuchs – i.d.R. mindestens 24 Stunden28 vor diesem – zu
erfolgen und die Besuchszeiten müssen für den Mieter zumut-
bar und angemessen sein, so dass ein solcher in der Regel
zwischen 10 und 13 bzw. 15 und 18 Uhr stattzufinden hat
und nur ausnahmsweise bis 20 Uhr erfolgen kann.29 Zudem
sind die persönlichen Umstände des Mieters dahingehend zu
berücksichtigen, dass grundsätzlich eine Terminsabsprache zu
erfolgen hat.30 Weiter sind auch die Besuchsdauer und Häufig-
keit angemessen zu gestalten.31

D. FAZIT
Auch ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung kennt das
Mietrecht umfangreiche Betretungsrechte eines Vermieters,
die ein Mieter zu dulden hat. Gleichzeitig sind jedoch dessen
Interessen im Rahmen einer Abwägung stets sowohl hinsicht-
lich des „Ob“ des Betretens als auch bezüglich der Modalitä-
ten, des „Wie“, zu berücksichtigen.

21 LG Köln WuW 1985, 294.
22 Für ein periodisches Betretungsrecht: AG Münster NZM 2001, 1030; LG Stuttgart

ZMR 1985, 273; AG Köln WuM 2000, 209; AG Lübeck WuM 1993, 344; AG
Saarbrücken ZMR 2005, 373. Gegen ein periodisches Betretungsrecht: AG Bonn
NZM 2006, 698.

23 Für ein periodisches Betretungsrecht: Kühn (Fn. 2) § 15 Rn. 132; Schlüter NZM
2006, 681 (683); Lützenkirchen NJW 2007, 2152 (2153); Palandt/Weidenkaff
(Fn. 12) § 535 Rn. 82; Kraemer (Fn. 9) III Rn. 1127. Gegen ein periodisches Betre-
tungsrecht: MüKo-BGB/Häublein (Fn. 12) § 535 Rn. 135; Blank/Börstinghaus/
Blank (Fn. 4) § 535 Rn. 299; Schmidt-Futterer/Eisenschmid Mietrecht, 9. Aufl.
2007, § 535 BGB Rn. 178.

24 MüKo-BGB/Häublein (Fn. 12) § 535 BGB Rn. 190.
25 Blank/Börstinghaus/Blank (Fn. 4) § 535 Rn. 299.
26 AG Saarbrücken ZMR 2005, 373.
27 Kraemer (Fn. 9) III, Rn. 1126 ff.
28 AG Neustadt WuM 1979, 143; AG Köln WuM 1986, 86; teilweise wird insoweit

eine Ankündigungsfrist von bis zu 14 Tagen verlangt, vgl. Schmidt-Futterer/Eisen-
schmidt (Fn. 26) § 535 Rn. 183.

29 Vgl. Schlüter NZM 2006, 681 (682); Kraemer (Fn. 9) III Rn. 1128.
30 Lützenkirchen NJW 2007, 2152 (2154).
31 LG Frankfurt NZM 2002, 696; AG Stuttgart WuM 2009, 732.
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Störung der Rechtsverschaffungspflicht in Teil 1 und der Einordnung einer Rechnung als Mahnung i.S.v.
§ 286 I BGB sind in der Form der Lösungsskizze nur von besseren Bearbeitern zu erwarten. Eine
besondere Anforderung stellt die Klausur hinsichtlich der richtigen Schwerpunktsetzung und hinsichtlich
der Fertigung einer möglichst vollständigen Klausur. Wie in den meisten Examensfällen kommt es auch
bei dieser Klausur weniger auf die Kenntnis der behandelten BGH-Rechtsprechung, als auf eine eigen-
ständige und nachvollziehbare Argumentation bei den aufgeworfenen Streitfragen an.

& SACHVERHALT

TEIL I
Der pensionierte Studienrat Martin Murmel ist bzw. war sehr stolz auf einen Fußball, der ihm
gehört(e). Es handelt sich bei diesem Ball um denjenigen Fußball (Hersteller Adidas, Modell
„Etrusco Unico“), der nach dem legendären Sieg der deutschen Nationalmannschaft bei der
Fußballweltmeisterschaft 1990 von der gesamten Mannschaft handschriftlich signiert wurde.
Der Ball hat inzwischen einen Wert von 1.000 €.

Bei einem Freundschaftsspiel von Murmels Mannschaft (Seniorenliga für pensionierte Studi-
enräte) fliegt der als Spielgerät eingesetzte Fußball des Murmel nach einem übermotivierten
Befreiungsschlag über den Zaun auf die angrenzende Straße. Der zufällig vorbeischlendernde
Taugenichts Daniel Dreist freut sich über diesen Umstand und nimmt den Ball mit, bevor
jemand einschreiten kann. Dreist erkennt die Herkunft des Fußballes und dessen Wert und
veräußert ihn für 700 € an den Raritätenhändler Horst Hitzfelder, welcher ihn seinerseits für
800 € an Matthias Sammler, der selbst ein pensionierter Studienrat und ehemaliger Fußball-
spieler ist, weiterveräußert. Hitzfelder hatte zwar einige Bedenken hinsichtlich der Herkunft
des Balles, da Dreist bei dem Veräußerungsgeschäft geäußert hatte, der „Ball sei von irgend-
einem Laster gefallen“; er habe aber nicht weiter nachgehakt, da das alles ihn ja auch gar nichts
anginge und er seinen Kunden nicht verärgern wollte.

Kurze Zeit später wird Daniel Dreist verhaftet – er hatte versucht, einen Tennisschläger mit
einem gefälschten Autogramm von Robert Pfleiderer zu verkaufen. Im Rahmen der polizei-
lichen Ermittlungen stellt sich heraus, dass Dreist auch der „Dieb“ des Fußballs war. Martin
Murmel möchte den Fußball unbedingt wiedererhalten, und Sammler muss ihn daher, wenn
auch widerwillig, an Murmel zurückgeben. Sammler verlangt insbesondere Ersatz für die von
ihm nutzlos getätigten Investitionen. Er hatte kurz nach dem „Kauf“ des Fußballes von Hitz-
felder für 8.000 € eine auf den Ball zugeschnittene Präsentationsvitrine erworben, die er ja nun
nicht mehr benötige. Außerdem verlangt er von Hitzfelder den von ihm geleisteten Kaufpreis
i.H.v. 800 € zurück.

Ein halbes Jahr später gerät Martin Murmel unerwartet in Geldnot. Schweren Herzens
bietet er darum Horst Hitzfelder den handsignierten Ball zum Preis von 600 € telefonisch zum
Kauf an. Man einigt sich darauf, dass Murmel „bis Freitag den 12.03.2009“ bei Hitzfelder
vorbeikommen und ihm den Ball vorbeibringen soll. Murmel überlegt es sich aufgrund eines
spontanen Entschlusses jedoch anders und behält den Ball noch etwas länger, um mit diesem
am Samstag den 13.03.2009 ein allerletztes Spiel mit seiner Seniorenmannschaft bestreiten zu
können. Es kommt, wie es kommen musste: Beim Spiel fliegt der Ball abermals über den Zaun
auf die angrenzende Straße. Diesmal wird er leider Beute des zufällig vorbeikommenden
Dobermannrüden Elvis, welcher dem Ball ein kurzes aber jähes Ende bereitet. Die vom
Fußball übrig gebliebenen Lederfetzen haben keinen erkennbaren Wert mehr.

TEIL II
Martin Murmel ist nach der für ihn unerfreulichen Sache mit dem Fußball äußerst schlecht
gelaunt. Zu allem Überdruss plagt Murmel noch ein weiteres Ärgernis. Seit seiner Pensionie-
rung im Jahre 2001 bietet Murmel in seiner Münchener Eigentumswohnung in wöchentlich
stattfindenden Kursen ein „bewegtes und tiefenentspannendes Töpfern“ an, in dem die Teil-
nehmer – vornehmlich befreundete weibliche und pensionierte Studienrätinnen – unter südin-
discher Musik verschiedene Tierkörper modellieren. Murmel verspricht, dass sich nach nur 10
Sitzungen ein völlig neues Körpergefühl einstelle. Für seine unschätzbaren Dienste verlangt
Murmel ein symbolisches Anerkennungssalär von 100 € pro Sitzung und Teilnehmer(in).

Gisela Honigmund ist eine in München wohnende, ehemalige Teilnehmerin von Murmels
Kursen. Sie hat von April bis Juni 2009 an einem Kurs (10 Sitzungen) von Murmel teil-
genommen. Murmel hat sie hierfür mit Rechnung vom 14.06.2009 (Zugang bei Honigmund
am gleichen Tag) zur Zahlung von 1.000 € bis spätestens 20.07.2009 an das auf der Rechnung
(ordnungsgemäß) angegebene Konto aufgefordert. Weitere Hinweise enthielt die Rechnung
nicht. Gisela Honigmund, die von Murmels Kurs gar nicht begeistert war, weil ihre Tiefen-
entspanntheit nur kurze Zeit angehalten hatte, lies die Rechnung zunächst unbeachtet liegen.
Erst als Murmel, der die ganze Sache aus den Augen verloren hatte, sich Ende 2009 an
Rechtsanwalt Knöllinger wendet und diesen bittet, sich der Sache mit Frau Honigmund
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anzunehmen, kommt Bewegung in die Angelegenheit. Mit Schreiben vom 18.12.2009, zu-
gegangen bei Honigmund am 21.12.2009, bestellt sich (der ordnungsgemäß bevollmächtigte)
Knöllinger als Rechtsanwalt von Murmel und verlangt von Honigmund Zahlung der 1.000 €
zuzüglich entstandener Verzugskosten.

Daraufhin zahlt Honigmund, die noch nie in ihrer langjährigen Beamtenlaufbahn mit dem
Gesetz in Konflikt gekommen war, am 23.12.2009 die 1.000 € Kurshonorar an Murmel.
Weitere Zahlungen lehnt sie jedoch kategorisch ab. Daher erhebt RA Knöllinger am 27.12.2009
in Namen seines Mandanten Martin Murmel (ordnungsgemäß) Klage zum Amtsgericht Mün-
chen gegen Gisela Honigmund auf Zahlung von 100 € vorgerichtlicher Rechtsanwaltsgebüh-
ren und Zahlung von (in der Höhe jeweils korrekten) 30 € Verzugszinsen für den Zeitraum
vom 21.07.2009 bis 23.12.2009. Die Klage wurde der Honigmund am 04.01.2010 (ordnungs-
gemäß) zugestellt. RA Knöllinger erwirkte am 15.02.2010 ein Versäumnisurteil im schriftlichen
Verfahren, das Gisela Honigmund am Samstag, dem 27.03.2010 zugestellt wurde. Hiergegen
legt Honigmund (formgerecht) Einspruch ein, der am Montag, dem 12.04.2010 beim Amts-
gericht München eingeht.

RA Knöllinger ist der Ansicht, dass der Einspruch schon unzulässig, jedenfalls aber unbe-
gründet sei. Die Rechtslage sei eindeutig. Zwar könne Murmel keine konkreten Zinsansprüche
wie etwa entgangene Guthabenzinsen geltend machen; dies sei aber gar nicht nötig, da das
Gesetz für diesen Fall Vorkehrungen getroffen habe.

Gisela Honigmund ist der Ansicht, dass sie mit der Zahlung der 1.000 € Kurshonorar alles
ihrerseits Erforderliche getan habe. Was den Ersatz der Anwaltskosten und des Zinsanspru-
ches beträfe, sei doch offensichtlich, dass dafür keine Rechtsgrundlage gegeben ist.

Vermerk für die Bearbeiter:
Teil I: Sammler ist empört, dass Hitzfelder ihm Diebesgut verkauft hat, und möchte wissen,

welche Ansprüche er (ggf. nach noch auszuübenden Gestaltungserklärungen) gegen Hitzfelder
hat. Hitzfelder verlangt wiederum von Murmel Schadensersatz für den von Elvis zerstörten
Fußball.

Teil II: In einem Gutachten ist die Entscheidung des AGMünchen vorzubereiten.

& LÖSUNG

1. TEIL: ANSPRÜCHE DES SAMMLER GEGEN HITZFELDER

A. ANSPRUCH AUF ÜBEREIGNUNG UND ÜBERGABE DES BALLS AUS EINEM KAUFVER-
TRAG, § 433 I 1 BGB

Dafür müsste ein solcher Anspruch entstanden und nicht erloschen sein und es dürften seiner
Geltendmachung keine Einreden entgegenstehen.

I. Anspruch entstanden
Voraussetzung ist das Bestehen eines wirksamen Kaufvertrages zwischen Sammler und Hitz-
felder. Sammler und Hitzfelder haben sich über die wesentlichen Merkmale (essentialia negotii)
eines Kaufvertrages (Parteien, Kaufgegenstand, Kaufpreis) geeinigt (vgl. allgemein zum Ver-
tragsschluss Prütting/Wegen/Weinreich/Brinkmann BGB, 4. Aufl. 2009, § 145 Rn. 4).

Der Vertrag ist auch nicht unwirksam. Hitzfelder konnte dem Sammler zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses gem. § 935 I BGB das Eigentum am Ball zwar nicht verschaffen, da Murmel
den unmittelbaren Besitz am Ball ohne seinen Willen verloren hat, der Ball mithin abhanden
gekommen ist. Dies ändert aber gem. § 311 a I BGB selbst dann nichts an der Wirksamkeit des
Vertrages, wenn dieser Umstand zu einer anfänglichen Unmöglichkeit nach § 275 I BGB führt,
da es nach § 311 a I BGB der Wirksamkeit eines Vertrages gerade nicht entgegensteht, wenn
der Schuldner nach § 275 I bis III BGB nicht zu leisten braucht und das Leistungshindernis
bereits bei Vertragsschluss bestand. Die Funktion des § 311 a I BGB erschöpft sich in der
Klarstellung, dass es der Gültigkeit des Vertrages nicht entgegensteht, wenn die Leistung schon
bei Vertragsschluss unmöglich war, ist mithin kein Hindernis für einen wirksamen Vertrags-
schluss (MüKo-BGB/Ernst Münchener Kommentar zum BGB, 5. Aufl. 2007, § 311 a Rn. 2 f.;
Palandt/Grüneberg BGB, 69. Aufl. 2010, § 311 a Rn. 1; Erman/Kindl Kommentar zum BGB,
12. Aufl. 2008, § 311 a Rn. 1).

Deshalb kann an dieser Stelle noch offenbleiben, ob Unmöglichkeit nach § 275 I BGB
gegeben ist.

II. Anspruch erloschen
Der Anspruch auf Übereignung und Übergabe des Balls aus § 433 I 1 BGB könnte jedoch
gem. § 275 I BGB wegen anfänglicher Unmöglichkeit von vornherein ausgeschlossen, mithin
also erloschen sein (PWW/Schmidt-Kessel a.a.O. § 275 Rn. 12; Palandt/Grüneberg a.a.O.
§ 275 Rn. 3 u. 31; Erman/Westermann a.a.O. § 275 Rn. 1 u. 33.) Dies ist der Fall, wenn die

wirksamer Kaufvertrag

anfängliche Unmöglichkeit ist
kein Wirksamkeitshindernis

für den Kaufvertrag

Unmöglichkeit i.S.v. § 275 I
BGB
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